
V ZR 111/59
Verkündet# 

am 19« Oktober I960 
Hirth, Justizangestellter 
als Urkundsbeamter der 

Geschäftsstelle

2184 096

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Hechtsstreit

der Firma Otto Achsenfabrik in

Klägerin» Berufungaklägerin und 
Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.

gegen

, vertreten durch

Beklagte, Berufungsbeklagte und 
Revisionsbeklagte,

-Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br. -

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd 
liehe Verhandlung vom 19- Oktober I960 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Br. Augustin, Schuster, Br. Rothe,
Br. Freitag und Br. Mattem
für Recht erkannt:

Bie Revision gegen das Urteil des 1. Zivil 
senate des Oberlandresgerichts Bamberg vom 
11. März 1959 wird auf Kosten der Klägerin 
zurückgewiesen.

die Stadtgemeinde I» __
den ersten Bürgermeister,

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Klägerin hatte früher die Rechtsform einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit der Bezeich­
nung Firma Achsen- und Hydraulik-Gesellschaft mit
beschränkter Haftung mit dem Sitz in I®
Laufe des Rechtsstreits ist sie in die nun bestehende 
Einzelfirma umgewandelt worden, deren Inhaber,Roman 
Sflflfl,der Geschäftsführer der Gesellschaft mit beschränk­
ter Haftung., war.

Die Klägerin, die damals in gemieteten Räumen der 
Firma in Lfl^ Achsen und hydraulische Geräte
herstellte, kaufte am 4. Januar 1956 von der Beklagten 
mehrere - dem Mietanwesen benachbarte - Grundstücke in 
der Größe von insgesamt 16 200 qm zum Preis von 8 100 DM. 
Aus dem gekauften Grund und Boden wurde nach dessen Heu- 
Vermessung ein einheitliches Grundstück Flurstück,# fl# 
(Steuergemeinde Lfl#) gebildet. Hr. Ill Abs. 2 des 
(bauerngerichtlich genehmigten) Vertrags (UR Nr. 56 des 
Notars Dr. Michael B ^ #  in L # H # )  bat folgenden Wort­
laut :

"Die Vertragsteile verpflichten sich,sogleich nach Eingang des amtlich geprüftej^Veränderüngsnachv/ei- 
sesdes Vermessungsamtes L ^ f l #  beim Notar in 

die Vermessung bezüglich der verkauften 
Teilflächen anzuerkennen und die Auflassung be­
züglich des verkauften Grundbesitzes zu erklären 
und entgegenzunehmen."

Nr. VI der Vereinbarung lautet:.

"Die Käuferin verpflichtet sich gegenüber der Ver- 
käuferin^auf den Kaufsflächen im Laufe des Jahres 
1956 mit der Errichtung eines Fabrikationsbetrie­
bes zur Herstellung von Achsen aller Art und 
Hydraulikgeräten zu beginnen, die fertiggestell­
ten Teilbauten im Laufe des Jahres 1957 auch in
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Betrieb zu nehmen und bis zum 31. Dezember 1961 das gesamte Fabrikunternehmen entsprechend aus- 
zubauen.
Für den Fall, daß die Käuferin diese Verpflich­
tungen aus von ihr zu vertretenden Gründen oder 
Umständen nicht erfüllt, ist sie verpflichtet, die 
von der Stadtgemeinde erworbenen Grundflächen
auf jederzeit zulässiges Verlangen der Stadt 
an diese zurückzuübertragen, und zwar zu den glei­
chen Vertragsbedingungen, wie sie diese von der 
Stadt erworben hat .
Die gleiche Verpflichtung zur Rückübertragung be­
steht auch dann, wenn die Käuferin ihre vorstehen­
den Verpflichtungen auch aus Gründen,die sie nicht 
zu vertreten hat, bis spätestens 31. Dezember 1958 
nicht erfüllt.
Bei einer Rückübertragung der Grundflächen an die 
Stadtgemeihde L ^ p  Verzichtet die Käuferin bereits 
jetzt auf Schadloshaltung oder Ersatz seitens der 
Stadt L P P  für die bis zu diesem Zeitpunkt auf das 
Kaufgelände gemachten Aufwendungen einschließlich 
etwaiger Einbauten, soweit diese nicht bei einer 
Weiterveräußerung seitens der Stadtgemeinde 
wertmäßig vergütet und ausgeglichen werden.
Zur Sicherung dieser Rückübertragungsverpflichtung 
bestellt die Käuferin zugunsten der Stadtgemeinde 

eine Vormerkung gemäß § 883 BGB an den Kaufs­
flächen.
Die Erklärungen über die Eintragungsbewilligung und Eintragungsantrag sind in der Nachtragsurkunde 
abzugeben.
Wenn bis zum 31. Dezember 1957 eine Betriebseröff­
nung nicht erfolgt ist, auf dem Kaufsgelände jedoch 
bereits Bauwerke für die Fabrikanlagen erstellt 
sind, ist die Käuferin ermächtigt, das Kaufsgelände 
samt diesen Bauwerken unter Auferlegung der in die­
sem Vertrag von ihr Übernommenen Verpflichtungen und 
ihr auferlegten Bedingungen an einen andern Erwer­
ber zu veräußern, jedoch unter der Voraussetzung, 
daß die Stadt I ^ j | ^  diese 'Weiterveräußerung 

vt* genehmigt.1*
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Nr« XIV/bestimmt:

"Die Stadtgemeinde verpflichtet sich derKäuferin gegenüber, die Anschlußleitung aus der 
städt. Wasserversorgung bis an die Grenze des 
Kaufgeländes der Käuferin auf ihre Kosten zu le­
gen.
Sobald und soweit die übrigen an der R 
straße liegenden Industriebetriebe an 
sationsnetz der Stadt angeschlossen werden
können, verpflichtet sich die Stadt diesen
Anschluß in gleicher Weise zum Kaufgelände der 
Käuferin auf ihre Kosten legen zu lassen."

Am 27- April 1956 erteilte der Stadtrat in sämt­
lichen Vertragsbedingungen mit Ausnahme der in Hr. XIV 
getroffenen Abrede die - von der Beklagten ausdrücklich 
vorbehaltene Genehmigung. In der Folgezeit bemühte sich 
die Klägerin wiederholt in mündlichen und schriftlichen 
Vorstellungen um das Einverständnis der Beklagten mit 
einer Verlängerung der in Br. VI vereinbarten Fristen.
In einem Schreiben vom 22. Oktober 1956 begründete sie 
ihre Bitte u.ä. mit dem Vorbringen, die fristgerechte Aus­
führung des Vorhabens falle ihr aus konjunkturbedingten 
Gründen "etwas schwer". Dieses Schreiben enthält (S. 3) 
die Wendung: "Selbstverständlich können wir uns mit einer 
Zurückstellung nur insofern einverstanden erklären, in­
dem nach wie vor die Vertragsverbundenheiten auf ein Jahr 
zurückgestellt werden, andernfalls wir mit unserem Bau­
projekt lt. den eingereichten Plänen beginnen." Die Be­
klagte erwiderte mit Schreiben vom 5- Dezember 1956, die 
erbetenen Verlängerungen würden nicht bewilligt. Die Klä- 
gerin anwortete am 21. Dezember 1956, sie könne im Hin- 
blick auf frühere anders ^lautende Erklärungen eines Ver- 
waltungsbeamten der Beklagten den Inhalt des Schreibens 
vom 5. Dezember 1956 nicht anerkennen, im übrigen habe
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sie am Tage der Abfassung ihres Briefes mit dem Bau 
begonnen; damit sei dem in Nr. VI des Vertrags enthal­
tenen Erfordernis genügt. Bas Schreiben schloß: "Wir 
haben Herrn Notar Br. B ^ P  gebeten, nachdem die amt­
lich geprüften Veränderungsnachweise des Vermessungs­
amts vor liegen, nunmehr die Auflassung des uns ver­
kauften Grundbesitzes vorzunehmen. Herr Notar Br. B ^ P  
wird Ihnen noch rechtzeitig den Termin bekanntgeben, 
wann diese Auflassung durchgeführt werden kann." Tat­
sächlich ließ die Klägerin, die inzwischen die Baugeneh­
migung erhalten hätte, unter Vorlage der Baubeginnsan­
zeige vom 20. Bezember 1956 an diesem Tage auf dem ge­
kauften Grundstück auf einer Fläche von 593 qm durch 
eine Firma (hP H ) P )  in einer Tiefe von 35 cm
den Humusboden entfernen und ihn seitlich neben der 
bearbeiteten Fläche aufschichten.

Auf Grund des Schreibens der Klägerin vom 21. Bezem 
ber 1956 fand am 17. Januar 1957 eine Sitzung des Finanz 
ausschusses der Beklagten statt, in der der Geschäfts­
führer der Klägerin persönlich gehört wurde. Biesär bat 
erneut um Fristverlängerung. Am 5- Februar 1957 richtete 
die Beklagte an die Klägerin einen Brief mit folgendem 
Wortlaut:

"Ber Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 29*1*57 
äuf Vorschlag des Finanzausschusses vom 17.1.57 
einstimmig beschlossen, im Hinblick auf die von 
Herrn S p p  gemachten und in der Niederschrift 
des Finanzausschusses vom 17.1.57 im einzelnen 
festgelegten Erklärungen, die in Ziffer VE des 
Kaufvertrages vom 4.1^56 TJR Nr» 38 für das Jahr 
1956 festgelegte Baubeginnsfrist iuq 1 Jahr, so­
mit auf 1957, ohne Änderung der übrigen Bedin­
gungen zu verlängern."

\
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In der Folgezeit traf die Klägerin auf dem gekauf­
ten Grundstück keine weiteren Maßnahmen. Auf der bear­
beiteten Fläche bildete sich eine Grasfläche. Den rest­
lichen Teil der Parzelle überließ die Klägerin - die 
einen Teil ihrer Maschinen nach (dem Sitz ei­
nes Betriebes des Geschäftsführers der Klägerin) ver­
bracht hatte - einem anderen zur landwirtschaftlichen 
Nutzung. Abredegemäß hinterlegte sie zugunsten der Be­
klagten von dieser im Februar 1957 geforderte zusätz­
liche Grundstückserwerbskosten in Höhe von 2 680 3)M.
Sie beauftragte einen Architekten mit der Anfertigung 
der Baupläne, ließ auf einem Nachbargrundstück einen 
Wasserleitungsanschluß legen, bezahlte die Grunder­
werbsteuer und bestellte bei einer ausv/ärtigen Firma 
eine für das Grundstück bestimmte Werkshalle. Am 27. Sep­
tember 1957 sandte sie der Beklagten folgendes Schrei­
ben:

"Wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben vom 5-2.1957, 
in welchem Sie uns mitgetellt haben, daß die in 
Ziffer 6 des Kaufvertrages vom 4-1.1956, ÜR Nr«,
38, für das Jahr 1956 festgelegte Baubeginnsfrist 
um ein Jahr, somit auf 1957, ohne Änderung der 
üblichen Bedingungen verlängert wurde.
Die Angelegenheit ist heute noch in der
Schwebe, weshalb wir Siebitten möchten, diesen 
Vertragspunkt nochmals um 1 Jahr zu verlängern.
Im laufe des Jahres 1958 ist bestimmt mit einer 
Klärung des Grundstücks zu rechnen.
Unsere Dispositionen hängen von dieser Entschei­
dung ab.
In dem mit Ihnen abgeschlossenen Kaufvertrag ist 
zu Ihrer Sicherung das Rückübertragungsrecht fest­
gelegt, wenn von uns aus der Vertrag nicht er­
füllt wird, so jdaß Sie mit der Verlängerung kei­
nerlei Risiken eingeben.
Geben Sie uns bitte baldmöglichst Ihre Stellung­nahme bekannt.,f
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Hierauf erwiderte die.Beklagte mit Brief vom 9. Okto­
ber 1957:

”Ihr Schreiben vpm 27.9-1957 wurde dem Stadtrat in 
seiner Sitzung vom 8.10.57 bekanntgegeben. Der 
Stadtrat sah sich leider nicht in der Lage, der 
von Ihnen beantragten Fristverlängerung zuzustim­
men. Sie werden gebeten, hiervon Kenntnis nehmen 
zu wollen.11

Am 17. Januar 1958 teilte der Bürgermeister der Be­
klagten dem Geschäftsführer der Klägerin in einer Unter­
redung mit, der Stadträt sehe den Vertrag nicht mehr als 
verbindlich an. Auf ihre Bitte um schriftliche Mittei­
lung richtete die Beklagte am 22. Januar 1958 an die Klä­
gerin folgendes Schreiben;

,fSie sind Ihren Verpflichtungen aus dem Vertrag vom 4.1.56, insbesondere hinsichtlich Baubeginn und 
Inbetriebnahme (Ziff. VI des Vertrages) nicht 
nachgekommen. .
Der Stadt rat hat deshalb in seiner Sitzung vom 
21.1.56 (offenbar Schreibfehler, soll 1958 heißen) 
einstimmig beschlossen, den Vertrag vom 4.1.56 
als .rechtsunwirksam und gegenstandslos zu betrach­
ten. <
Der von Ihnen gezahlte Betrag von 8 100 DM wird 
Ihnen durch die Stadtkasse überwiesen.
Im Vollzüge des Stadtratsbeschlüsses werden Sie 
gebeten, die im Vertrag vom 4.1.56 aufgeführten 
Grundstücke umgehend der Stadt wie­
der zur Verfügung zu stellen.
Das Notariat HHBfc hat Abdruck dieses Schrei­
bens erhalten.”

Den Kaufpreis zahlte die Beklagte zurück und gab 
auch den hinterlegten Betrag frei.
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Kit Schreiben vom 27» Januar 1958 bat die Klä­
gerin den Notar, einen Termin für die Beurkundung 
der Auflassung des Grundstücks an sie zu bestimmen.
Zu dem vom Notar dafür vorgeschlagenen Termin erschien 
die Beklagte jedoch nicht. Sie hat das Grundstück in­
zwischen an die Firma "Walter Comp. oHG, Fahr­
zeug- und Hydraulikwerk in " veräußert.

Im Rechtsstreit begehrte die Klägerin zunächst 
Feststellung der Wirksamkeit des Vertrages vom 4. Januar 
1956 und verlangte mit der Behauptung, die Erfüllung 
des Vertrages habe infolge des Verzugs der Beklagten 
für sie kein Interesse, Schadensersatz wegen Nichter­
füllung zu einem Teilbetrag von 3 000 DM. Im Laufe des 
ersten Rechtszuges änderte sie den Antrag dahin, daß 
die Beklagte zur Anerkennung des Messungsverzeichnis­
ses, zur Auflassung, zur Bewilligung der Eintragung 
der Klägerin als Eigentümerin der Kaufgrundstücke ver­
urteilt werden soll. Ben Zahlungsanspruch hielt sie 
unter dem Gesichtspunkt des Verzugsschadens aufrecht.
Zur Begründung der Änderung im Antrag führte die Klä­
gerin aus, sie müsse die von ihr bestellte Werkhalle 
übernehmen und auf dem gekauften Grundstück aufstellen.

Bie Beklagte hat Klagabweisung beantragt. Sie hat 
geltend gemacht, die Klägerin sei ihren Pflichten aus 
dem Vertrag, insbesondere der Pflicht zum Baubeginn 
und zur Betriebserrichtung, nicht nachgekommen. Das 
Schreiben der Beklagten an die Klägerin vom 22. Januar 
1958 sei ein daher wirksamer Rücktritt vom Kaufver­
träge.



Das Landgericht hat die Klage abgewiesen.

Im zweiten Hechtszug hat die Klägerin Verurteilung 
der Beklagten zur Auflassung und zur Eintragungsbewil­
ligung sowie zur Stellung des Eintragungsantrags bean­
tragt, die Verurteilung zur Zahlung von 3 000 DM je­
doch nurmehr hilfsweise.

Die Berufung der Klägerin hatte keinen Erfolg.

Mit der Revision verfolgt sie ihrfcn Berufungsan­
trag weiter. Die Beklagte bittet um Zurückweisüng des 
Rechtsmittels.

Entscheidungsgründe:

JL •

Das Berufungsgericht führt aus; Mit dem Schreiben 
vom 22. Januar 1958 sei die Beklagte wirksam von dem 
Vertrag vom 4. Januar 1956 zurückgetreten. 1

1. Mit den bis Ende 1957 getroffenen Maßnahmen habe 
die Klägerin dem vertraglichen Erfordernis, ^auf der 
Kaufsfläche im Jahre 1957 mit der Errichtung eines 
Fabrikationsbetriebs zur Herstellung von Achsen aller 
Art und Hydraulikgerätehn zu beginnen, nicht genügt• Sie 
habe unstreitig am 20. Dezember 1956 lediglich auf einer 
395 qm großen Fläche einen nur 35 cm tiefen Erdaushub 
vornehmen lassen, offenbar wegen des drohenden Fristab­
laufs mit dem Vorbehalt, es für lange Zeit damit bewen­
den zu lassen. Mit dieser Tätigkeit habe die Klägerin 
die Errichtung eines Teilbetriebes auf der Parzelle
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noch nicht im Sinne des Vertrages begonnen, auch nicht 
in Verbindung mit den übrigen von der Klägerin nach 
ihren Angaben getroffenen Maßnahmen. Der Sinn des Aus­
drucks Baubeginn nach dem Vertrage sei durch Auslegung 
unter Berücksichtigung aller Umstände nach den Grund­
sätzen von Treu und Glauben zu ermitteln* Die Beklagte 
habe durch die Verpflichtung, bis Ende 1956 mit der Er­
richtung des Betriebes zu beginnen, erkennbar, auch für 
die Klägerin, auf alle Fälle sichersteilen wollen, daß 
der Betrieb in der geplanten Frist nicht nur erstellt 
werde, sondern daß sich der Fortgang der Errichtung der 
Anlage schon in ihren einzelnen Abschnitten augenfällig 
und kontrollierbar vollziehe. Von einem Baubeginn im 
Sinn der Kr. VI des Vertrages könne unter diesen Umstän­
den nur dann gesprochen werden, wenn die Klägerin ange­
fangene Arbeiten zügig, jedenfalls ohne längere Unter­
brechung, auch bis zur Vollendung des Teilabschnitts 
durchführe. Das habe die Klägerin nicht getan. Sie habe 
der Verpflichtung, mit dem Bau zu beginnen, auch nicht 
dadurch genügt, daß sie sich um die Baugenehmigung be­
müht, die Grunderwerbsteuer bezahlt, auf der Hachbarpar- 
zelle eine Wasserleitung gelegt, Werkpläne angefertigt, 
den Architekten mit der Anfertigung von Plänen
beauftragt und bei der Firma eine Werkhalle
bestellt habe. Die Klägerin habe diese Maßnahmen selbst 
nicht als Baubeginn im Sinne des Vertrags angesehen. Sie 
habe demgemäß im Schreiben vom 27. September 1957 um Ver­
längerung der Baubeginnsfrist gebeten, obwohl sie die er­
wähnten Maßnahmen schon getroffen gehabt habe. Auch habe 
sie dem Stadtbaumeister unter dem 26. Juni 1956 geschrie­
ben, der Baubeginn habe sich dadurch verzögert, daß die 
Firma I i 0 ^ ß  & in die Zwangsver­
steigerung für das Fabrikgelände mit Halle be-
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antragt habe und sie nun erst die Versteigerung abv/ar- 
ten müsse. Auch die Aufwendungen der Klägerin zur 
Schaffung von Wohnraum für ihre Arbeiter sei für den 
Baubeginn ohne Bedeutung. Sie habe ihn schon für ihre 
im K ^ m ^ > s c h e n  Anwesen beschäftigten Betriebsangehöri­
gen benötigt. Die Klägerin habe also eine wesentliche 
Vertragspflicht selbst dann nicht erfüllt, wenn die 
Beklagte, wie das Landgericht angenommen habe, mit dem 
Schreiben vom 5* Februar 1957 nicht nur die Frist für 
den Baubeginn, sondern auch die für die Inbetriebnahme 
fertiggestellter Teilbauten ausbedungene Frist um ein 
Jahr verlängert habe.

Wegen dieser Vertragsverletzung habe die Beklagte 
ohne Fristsetzung vom Vertrag zürücktreten können, v/ie 
sich sinngemäß schon aus Kr. VI Abs. 2 des Vertrages er­
gäbe, aber auch aus § 361 BGB wegen der vertraglich 
festgelegten Folgen der Versäumung der Frist. Der Rück­
tritt sei auch nach § 325 BGB berechtigt, weil durch 
die schuldhafte Fristversäumung der Vertragszweck derart 
gefährdet worden sei, daß der Beklagten nach Treu und 
Glauben die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses nicht 
mehr zuzumuten gewesen sei (positive Vertragsverletzung).

2« Die Beklagte hätte zwar, erwägt das Berufungs­
gericht weiter, wenn selbst vertragsuntreu, aus der 
Vertragsverletzung der Klägerin keine Rechte ableiten 
können. Sie habe sich jedoch (zur Zeit des Rücktritts) 
mit der Erfüllung der Pflicht, das Me ssuiigs Verzeichnis 
anzuerkennen und die Auflassung zu erklären, nicht in 
Verzug befunden. Eine bestimmte Frist sei für die Auf­
lassung im Vertrag nicht vereinbart. Die Klägerin habe 
die Beklagte vor dem Rücktritt auch nicht zur Abgabe.
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der Auflassungserklärung aufgefordert. Sie habe zwar 
im Schreiben vom 21. Dezember 1956 letzter Absatz 
mitgeteilt, sie habe den Notar gebeten, nachdem die amt­
lich geprüften Veränderungsnachweise des Messungsamts 
vorlägen, nunmehr die Auflassung vorzunehmen, und an­
gekündigt, der Notar werde der Beklagten rechtzeitig 
die Auflassung bekanntgeben. Die Beklagte habe aber vor 
ihrer Rücktrittserklärung vom 22. Januar 1958 eine sol­
che Terminsmitteilung nicht erhalten. Der Notar habe 
die Beklagte vielmehr erst mit Schreiben vom 6. Februar 
1958 zur Beurkundung bestellt, nachdem die Klägerin ihn 
mit Brief vom 27. Januar 1958 Um die Terminsanberaumung 
gebeten habe.

Eine Yorleistungspflicht der Beklagten habe nach dem 
Vertrag nicht bestanden. Selbst wenn sie aber bestanden 
haben sollte, würde sich die Klägerin, meint das Beru­
fungsgericht, auf sie nicht mit Erfolg berufen können, 
weil die Klägerin mindestens seit Januar 1957 auf die 
baldige und vorherige Auflassungserklärung kein Gewicht 
mehr gelegt habe:

In der Finanzausschußsitzung vom 17. Januar 1957 
habe der Geschäftsführer der Klägerin nach Darlegung der 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Klägerin mitgeteilt, 
daß die Zwangsvollstreckung des Anwesens K ^ ^ ^ ^  betrie­
ben werde und die Klägerin am Erwerb interessiert sei, 
ferner daß dann das (am 4- Januar 1956 gekaufte) Gelände 
illusorisch und zurückgegeben werde. Der Geschäftsführer 
habe weiter auch erklärt, er sitze zwischen zwei Stühlen. 
Sein Betriebsvorhaben werde auf dem Gelände unterhalb 

(dem gekauften) oder auf dem Grundstück 
auf alle Fälle durchgeführt, er bitte jedoch, ihm die
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Möglichkeit zur Verwirklichung auf dem Grundstück 
K^|||[^ zu geben. Die Klägerin sei sich, folgert das 
Berufungsgericht, also selbst nicht im klaren gewesen, 
ob sie einmal die Erfüllung des Vertrages von der Be­
klagten fordern werde, überdies habe die Klägerin noch 
im Schreiben vom 27. September 1957 die Bitte um Frist­
verlängerung damit begründet, daß im Laufe des Jahres 
1958 bestimmt mit einer Klärung des " K ^ H ^ 19ciien Grund­
stücks1' zu rechnen sei.

3. Die Klägerin behaupte zwar, der Bürgermeister 
der Beklagten habe ihrem Geschäftsführer im August 1957 
erklärt, sie könne mit der Errichtung des Werkes auf 
dem verkauften Gelände warten, ”bis die Angelegenheit 
K ^ H I K  erledigt sei”, die Angelegenheit könne solange 
zurückgestellt werden, bis die bestellte Werkhalle ge­
liefert sei, diese brauche erst im nächsten Jahr aufge­
stellt zu werden. Diese von dem Bürgermeister bestrit­
tenen Äußerungen seien aber nicht bewiesen. Sie seien 
auch widerlegt durch den Inhalt des Schreibens vom 
27. September 1957. Daraus, daß die Klägerin um noch­
malige Verlängerung der Baubeginnfrist um ein Jahr ge­
beten habe, müsse gefolgert werden, daß der Bürgermei­
ster noch keine bindende Zusage gemacht habe. Auch habe 
sich die Klägerin in ihren Schreiben, die sie nach der 
Ablehnung des Verlängerungsantrages unter Bücktrittser- 
klärung an die Beklagte gerichtet habe, auf die be­
haupteten Erklärungen des Bürgermeisters nicht berufen. 
Auch wenn die von der Klägerin genannten Personen, 
Architekt 1 ^ ^  und Prokurist als Zeugen
bestätigen würden, daß der Geschäftsführer ihnen ge­
sägt habe, die Stadt habe die Fristverlängerung
gewährt, sei unter diesen Umständen der Beweis nicht
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geführt. Der Vernehmung der Zeugen bedürfe es daher 
nicht.

4. Schließlich stünden auch die Verhandlungen 
vor dem Vertragsschluß dem Hücktrittsrecht nicht ent­
gegen. Die Verpflichtung der Beklagten, das Grundstück 
“bis zum Erwerb des Anwesens durch die Kläge­
rin für diese zur Verfügung zu halten”, sei in den 
Vertrag vom 4- Januar 1956, der die Vermutung der Voll­
ständigkeit und Richtigkeit für sich habe, nicht auf ge­
nommen, vielmehr seien in ihm die Fristen und die 
Rückübertragungöpflicht der Klägerin ohne Rücksicht 
auf den Erwerb des sehen Anwesens geregelt»

II.

Die Würdigung der Angriffe der Revision gegen die 
Ausführungen des Berufungsgerichts ergibt: 1

1. Entgegen der in der Revisionsverhandlung vertre­
tenen Auffassung der Beklagten scheitert die Klage 
nicht schon am fehlenden Rechtsschutzbedürfnis oder 
daran, daß die begehrte Leistung nicht mehr möglich sei» 
Beides kann nicht schon deswegen verneint werden, weil 
das Eigentum an dem verkauften Gelände inzwischen in 
andere Hände übergegangen ist und das Gelände bebaut 
worden sein soll. Daß der Beklagten der Rückerwerb un­
möglich wäre, steht nicht fest. Auf die größere oder 
geringere Wahrscheinlichkeit des Rückerwerbs kommt es 
nicht an. Dasselbe gilt hinsichtlich des Rechtsschutz­
bedürfnisses für die größere oder geringere Wahrschein­
lichkeit der Vollstreckung eines etwaigen zusprechen­
den Urteils durch die Klägerin.



2. Die Revision führt Klage darüber, daß das Be­
rufungsgericht die Vorgeschichte des Kaufvertrags nicht 
ausreichend berücksichtigt habe. Die Vorverhandlungen 
der Parteien sind in der Tat bei der Auslegung eines 
Vertrages zu berücksichtigen, da sie Fingerzeige für 
die Auslegung, die Sache des Tatrichters ist, geben 
können und zu .dem Gesamt verhalten der Parteien und den 
bei Vertragsschluß vorliegenden Umständen gehören (BGH 
LM BGB § 133 Nr. 3). Es fehlt jedoch an Anhaltspunkten 
dafür, daß das Berufungsgericht sich des Vortrags der 
Klägerin zur Vorgeschichte des Vertrages nicht bewußt 
gewesen wäre. Die Rüge mangelhafter Berücksichtigung 
der Vorgeschichte hatte die Klägerin schon in der zwei­
ten Instanz gegen das Landgericht gerichtet. Dies ist 
auch im Tatbestand des Berufungsurteils festgehalten, 
und die Vorverhandlungen werden in den Urteilsgründen 
(s. oben 14) behandelt. Daß der Berufungsrichter wich­
tige Tatsachen oder Behauptungen aus der Vorgeschichte 
übersehen hätte, ist nicht feststellbar. Eine Verpflich­
tung des Berufungsrichters, über den Vortrag der Klä­
gerin, wie er insbesondere in der Berufungsbegründung 
vorliegt, hinaus weitere Behauptungen der Klägerin zur 
Vorgeschichte herbeizufUhren, bestand nicht. Soweit 
die Revisionsbegründung Tatsachen bringt, die in der 
Vorinstanz hinsichtlich der Vorgeschichte noch nicht 
vorgetragen waren, liegt daher ein Verstoß des Berufungs 
riehters gegen § 139 ZPO nicht vor. Es kann unterstellt 
werden, daß die Beklagte die Klägerin zur Errichtung 
eines Teilbetriebs zunächst im K ^ | | ^ t sehen Anwesen 
veranlaßt hat. Der Zweck des Kaufvertrags war es aber, 
vom Standpunkt der Stadt aus betrachtet, daß auf dem 
gekauften Gelände ein Betrieb errichtet werde, wie der 
Vertrag auch für die Klägerin klar ersehen ließ. Den



16 -

engen Zusammenhang zwischen dem Betrieb der Klägerin

rieht nicht verkannt, es wertet ihn gerade dahin, daß 
die Klägerin nur einen der beiden Betriebe habe für die 
Bauer laufen lassen wollen, und zwar nach Möglichkeit

lange» In diese tatricht ex’ll che Würdigung kann, das Re­
visionsgericht nicht eingreifen.

3. Zu der Frage, ob die Beklagte noch vor ihrer 
Rücktrittserklärung vom 22. Januar 1958 einen:Vorschlag 
des Notars zu einem bestiramten Termin für die Auflas­
sungsverhandlung erhalten hat, verweist die Revision auf 
ein Schreiben des Notars an die Klägerin vom 27. Bezem- 
ber 1956, aus dem sich ein entsprechender fernmündli­
cher Vorschlag des Notars an die Beklagte ergeben soll« 
Es ist aber nicht ersichtlich, daß dieses in den Akten 
nicht aufzufindende Schreiben in der Tatsacheninstanz 
Vorgelegen und die Klägerin sich darauf bezogen hat. Es 
kommt jedoch auch auf dieses Schreiben nicht entschei­
dend an, da der Berufungsrichter festgestellt hat, daß 
jedenfalls im Jahre 1957 die Klägerin erkennbar für die 
Beklagte keinen Wert auf Auflassung gelegt hat. Auf die 
gegen diese Feststellung gerichteten Einwendungen der 
Revision wird hoch einzugehen sein.

4. Ben Angriffen, die die Revision gegen die Ausle­
gung der Wendung in Ziff. VI des Vertrages «die Käuferin 
verpflichtet sich, mit der Errichtung des Fabrikations­
betriebes zu beginnen" richtet, muß der Erfolg versagt 
bleiben. Bie Revision verkennt nicht, daß die Auslegung 
eines Vertrages Sache des Tatrichters ist. Sie kann in

im ’sehen Anwesen und dem auf dem gekauften
Gelände beabsichtigten Betrieb hat das Berufungsge-

den K •sehen, wenn der Grundstückserwerb dort ge
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diesem Rechtszug nur angegriffen werden, wenn sie gegen 
gesetzliche Vorschriften oder anerkannte Auslegungs­
grundsätze verstößt, ein Denkgesetz verletzt oder auf 
Nichtbeachtung wesentlichen Streitstoffes beruht« Die 
Klägerin hatte vorgetragen, bei Errichtung einer Werk­
halle in Stahlkonstruktion, wie sie von ihr geplant ge­
wesen sei, müßten die wesentlichen Arbeiten außerhalb 
des Baugeländes vorgenommen werden« Die in Auftrag gege­
bene Stahlkonstruktion sei ihrem Wesen nach ausschließ­
lich dazu bestimmt, auf den Kaufflächen errichtet zu 
werden, wofür nach Fertigstellung nur wenige $age be­
nötigt würden, so daß die Halle bis Herbst 1958 fertig­
gestellt und in Betrieb hätte genommen werden können« 
Dafür, daß das Berufungsgericht dieses Vorbringen über­
sehen hätte, fehlt ein ausreichender Anhaltspunkt. Es 
ist auch nicht so gewichtig, daß eine ausdrückliche Aus­
einandersetzung mit ihm für das Berufungsgericht uner­
läßlich gewesen wäre« Das Vorbringen der Klägerin ergibt 
vielmehr, daß ein sachlicher Grund für die Vornahme der 
Erdarbeiten im Dezember 1956, lange bevor die Aufstel­
lung der Halle in Frage kam, nicht bestand, mit der 
Folge, daß durch Fflanzenwuohs die geleistete Arbeit in 
der Folge teilweise wieder zunichte gemacht wurde. Da­
mit ist die Schlußfolgerung des Berufungsrichters bestä­
tigt, es habe sich bloß um eine mit Rücksicht auf den 
drohenden Fristablauf vorgenommene Maßnahme gehandelt, 
also nur um einen scheinbaren Baubeginn. Insbesondere 
würde auch durch das angeführte Vorbringen der Klägerin 
der vom 3?atrichter bei seiner Würdigung besonders her­
angezogene Umstand nicht aus der Welt geschafft, daß die 
Klägerin selbst in den Ausführungen ihres Geschäfts­
führers vor dem Finanzausschuß Und in späteren Schreiben



18 -

sr f

in den Arbeiten, die zur Fertigstellung der Werkhalle 
außerhalb geleistet wurden, keinen vertragsmäßi­
gen Baubeginn gesehen hat« Auch war der Berufungsrich­
ter rechtlich nicht gehindert, den auffälligen Umstand, 
daß die Klägerin rund 16 200 qm gekauft hatte, aber 
lediglich auf 393 qm Erde hatte ausheben lassen, mochte 
dieser Aushub auch für die Werkhalle bestimmt gewesen 
sein, für die Frage, ob mit dem Bau begonnen worden sei, 
heranzuziehen» Dies gilt umso mehr, als die Angaben der 
Klägerin Uber die Herstellung und den Zeitpunkt der 
Fertigstellung der Halle erheblich gewechselt haben•
Muß nach alledem angenommen werden, daß der Berufungs­
richter die vorerwähnten Behauptungen der Klägerin im 
Falle ihrer Richtigkeit als nicht ausschlaggebend für 
den Baubeginn erachtet hat, so brauchte er auch die für 
die Tatsachen ängebotenen Beweise nicht zu erheben«

5- Versäumung der Baubeginnfrist läge nach den Dar­
legungen des Berufungsgerichts, denen zuzustimmen ist, 
jedenfalls nicht vor, wenn der erste Bürgermeister der 
Beklagten der Klägerin gegenüber Erklärungen abgegeben 
hätte, die eine Erweiterung der Baubeginnfrist in sich 
schlossen. Daß das Berufungsgericht die in dieser Hin­
sicht von der Klägerin angebotenen Beweise nicht erho­
ben hat,, war jedoch kein Verfahrensverstoße Für die be­
antragte Vernehmung des Geschäftsführers der Klägerin 
wäre nur § 4-48 ZPO in Frage gekommen. Dessen Vorausset­
zungen lagen schon deswegen nicht vor, weil das Beru­
fungsgericht sogar das Gegenteil der zu erweisenden Tat­
sache für wahr erachtet hat. Die von der Klägerin be­
nannten Zeugen ItfP und waren keine Tat­
zeugen, da die Klägerin nicht behauptet hat, daß sie die 
angeblichen fristverlängernden Äußerungen des Bürger-
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meisters gehört hätten. Das Berufungsgericht brauchte 
sie daher nicht zu vernehmen* wenn es aus den in ihr 
Wissen gestellten Tatsachen, nämlich der Mitteilung des 
Geschäftsführers, die Beklagte habe die Frist verlän­
gert, den Schluß auf eine wirkliche Verlängerung nicht 
ziehen zu können glaubte. Das hat das Berufungsgericht 
aber ausgesprochen.

6. Keinen rechtlichen Bedenken unterliegt im Gegen­
satz zur Meinung der Revision, daß das Berufungsgericht 
das Schreiben der Beklagten vom 22. Januar 1958 als 
Rücktrittserklärung gewertet hat, obwohl in ihm nur mit­
geteilt wurde, der Stadtrat betrachte den Vertrag als 
rechtsunwirksam und gegenstandslos. Der Wille, das Ver­
tragsverhältnis zu lösen, kam insbesondere in Verbindung 
mit der vorängegangenen mündlichen Erklärung des Bürger­
meisters, der Stadträt betrachte den Vertrag nicht mehr 
als verbindlich, genügend deutlich zum Ausdruck« Inwie­
fern ein, soweit ersichtlich, im Rechtsstreit nicht vor­
gelegter Brief des Rechtsvertreters der Klägerin an den 
der Beklagten vom 14. März 1958 etwas anderes ergeben 
sollte, ist von der Revision nicht dargelegt.

Der Prüfung bedarf es hoch, ob die Voraussetzungen 
für einen Rücktritt gegeben waren. Das Berufungsgericht 
legt den Vertrag dahin aus, die Beklagte sei nicht ver­
pflichtet gewesen, ihre Leistungen, die Auflassung des 
verkauften Grundbesitzes, vor derjenigen der Klägerin 
zu erbringen. Gegen diese tatriehterliche Auslegung be­
stehen keine rechtlichen Bedenken, sie wird auch dadurch 
nahegelegt, daß der Besitz ausweislich der Kaufurkunde 
sofort überging und nicht vorauszuseheh war, wie lange 
die - häufig überlastete - Vermessungsbehörde für die
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Vermessung benötigen würde. Bas Berufungsgericht be­
handelt dann die Vertragstreue der Beklagten nur un­
ter dem an sich zutreffenden Gesichtspunkt, daß derje­
nige, der selbst vertragsuntreu sei, auch aus der Ver­
tragsverletzung des Gegners keine Rechte herleiten könne* 
Fraglich könnte aber sein, ob der Umstand, daß unstrei­
tig das Messungsverzeichnis gegen Ende 1956 vorlag, 
ohne daß die Beklagte aufgelassen hat, das Verhalten 
der Beklagten als nicht zum Rücktritt berechtigend er­
scheinen lassen könnte« Ba die Leistung der Beklagten . 
nach Eingang des Messungsverzeichnisses allerdings un­
ter Mitwirkung der Klägerin gemäß Nr. III Abs. 2 zu er­
bringen war, stand möglicherweise der Klägerin bezüglich 
ihrer Leistung von da an die Einrede des nicht erfüllten 
Vertrages zu, und nach ständiger Rechtsprechung schließt 
das Bestehen einer auch nur verzögernden Einrede das 
Eintreten des Verzuges aus (Palandt, BGB 19. Aufl. § 284 
Anm. 2, § 285 Anm. 2; RGZ 126, 218, 286). Zumindest konnte 
zweifeihaft sein, ob die Beklagte zur Leistung bereit, 
wenn auch imstande sei. Es könnte der Standpunkt vertre­
ten werden, daß deswegen auch die Nichterfüllung der 
Bauverpflichtung der Klägerin auf einen von ihr nicht zu 
vertretenden Umstand im Sinne der Nr. VI des Vertrages 
vom 4. Januar 1956 zurückzuführen sei. Hier ist jedoch 
dem Berufungsrichter darin zuzustimmen, daß die Kläge­
rin seit den Erklärungen ihres Geschäftsführers in der 
Sitzung des Finanzausschusses der Beklagten vom 17. Januar 
1957 deutlich zum Ausdruck gebracht habe, daß sie auf 
eine Erfüllung des Vertrags durch Auflassung vorerst, 
nämlich bis zum Ausgang des Zwangsversteigerungsverfah­
rens hinsichtlich des sehen Grundstückes keinen
Wert lege. Biese Haltung hat sie in der Folgezeit im 
Jahre 1957 noch bekräftigt und erst unter dem Eindruck
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des Rücktritts der Beklagten 1958 einen anderen Stand-* 
punkt eingenommen. Die unmißverständliche Haltung der 
Klägerin wirkte wie eine Stundung der Erfüllung der 
Verpflichtung der Beklagten, umso mehr als es sich 
bei dieser Verpflichtung um einen rasch abzuwickeln­
den notariellen Akt handelte im Gegensatz zu den 
längere Zeit erfordernden Betriebserrichtungsmaßnah- 
men der Klägerin. Die Revision versucht zwar darzutun, 
daß das Be rufungsge rieht hur unter Verfahrensverstoß 
auf die oben erörterte Willensrichtung der Klägerin ge­
schlossen habe"und führt hierzu insbesondere an, daß 
die Klägerin in L d A  Aufwendungen für die Wohnraurabe- 
s c h a f i h r e r  Betriebsangehörigen gemacht habe, den 
Mehrbetrag für Grundstückserwerb zugunsten der Stadt 
hinterlegt habe und auch anderweitigeri'lGrundbesitz als 
den von der Stadt zu erwerbenden in der Bähe des letzte­
ren gekauft habe. Dabei übersieht die Revision aber, daß 
der Berufungsrichter keineswegs angenommen hat, die Klä­
gerin habe es 1957 überhaupt auf gegeben gehabt, das ge­
kaufte Gelände zu erwerben und unter Umständen dort 
ihren Betrieb hinzuvex'legen. Seine Meinung ist vielmehr, 
die Klägerin habe wegen des noch ungewissen Ausgangs 
des Zwangsyersteigerungsverfahrens hinsichtlich des 
K ^ | ^ ^ v sehen Anwesens die zur Erfüllung des Vertrags 
mit der Beklagten erforderliche# Maßnahmen noch nicht 
^treffen wollen, dabei aber, wie di£ ̂ feyisionsbeantwor- 
tung richtig ausführt, den städtisch^t^|,und und Boden 
sich nur für den Pall in Reserve halte^^bllen, daß der 
in erster Linie erstrebte Erwerb des sehen An­
wesens nicht zu verwirklichen war. Auch o h ^  Juristische 
Vorbildung konnte dabei der Geschäftsführer der Kläge­
rin, wie das Berufungsgericht es annimmt, die vertrag-
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liehe Bindung der Stadt weiter bestehen lassen wollen, 
ohne vorerst das Eigentum für die Klägerin erlangen 
zu wollen« Die Rüge der Revision, der Geschäftsführer 
sei kein Jurist gewesen und habe daher die Unterschei­
dung zwischen Verpflichtungsgeschäft und Auflassung 
nicht kennen können, geht daher fehl. Soweit in diesem 
Zusammenhang die Revision auf einen Brief der Klägerin 
vom 21. Mai 1957 hinweist, den der Berufungsrichter 
übersehen habe und in dem die Klägerin mitgeteilt haben 
soll, sie wolle ihr Bauvorhaben nunmehr fortsetzen und 
bitte um den Wasserleitungsanschluß, greift die Rüge 
nach § 286 ZPO schon deswegen nicht durch, weil ein sol­
cher Brief, soweit ersichtlich, nicht vorgelegt worden 
ist. Es hätte übrigens nahegelegen, daß die Klägerin in 
einem Brief diesen Inhalts auf die noch ausstehende 
Auflassung hingewiesen hätte, wenn ihr an dem Eigentums­
übergang. gelegen gewesen wäre. Das eben behandelte Zu­
warten der Klägerin geschah auf deren eigene Gefahr, 
und es widerspricht auch nicht der Billigkeit,* daß die 
Beklagte nach fruchtlosem Ablauf des Jahres 1957 sich 
von dem Vertrage, zu dessen Erfüllung die Klägerin nur 
bedingt, insbesondere nicht rechtzeitig, bereit war, 
lösen kann. Ob der Rücktritt auch auf § 361 BGB gestützt 
werden könnte, mag dahinstehen. Wie das Berufungsgericht 
richtig ausführt, war er jedenfalls als vertragsmäßiger 
wirksam.

7. Auf die von der Revisionsbeantwortung gegen die 
Wirksamkeit des Vertrages vom 4. Januar 1956 wegen der 
verweigerten Genehmigung des Stadtrats der Beklagten zu 
Nr. XIV sowie im übrigen vorgebrachten Bedenken braucht 
nicht mehr eingegangen zu werden, da auch die Nichtig-
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keit des Vertrages zur Abweisung des Haupt- und Hilfs- 
anträgs der Klage führen müßte, die die Folge des Rück­
tritts ist*

III.

Die Revision erweist sich nach alledem als unbe­
gründet, da auch, soweit das Berufungsurteil von Amts 
wegen auf richtige Rechtsanwendung noch zu prüfen war, 
Bedenken sich nicht ergeben haben. Bas Rechtsmittel war 
mit der Kostenfolge des § 97 Abs. 1 ZPO zurückzuweisen.

Br. Augustin Schuster Rothe
Br. Freitag Br. Mattern


